
Verordnung
zu Einbürgerungstest und Einbürgerungskurs
(Einbürgerungstestverordnung – EinbTestV)

Vom 5. August 2008

Auf Grund des § 10 Abs. 7 des Staatsangehörig-
keitsgesetzes, der durch Artikel 5 Nr. 7 Buchstabe c
des Gesetzes vom 19. August 2007 (BGBl. I S. 1970)
eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium
des Innern:

§ 1

Einbürgerungstest
und Einbürgerungskurs

(1) Der bundeseinheitliche Einbürgerungstest wird
mittels Fragebögen durchgeführt, bei denen jeweils
aus vier möglichen Antworten die richtige gewählt wer-
den muss.

(2) Die aus dem Fragenkatalog in Anlage 1*) erstell-
ten 100 Fragebögen enthalten 33 Fragen, darunter je-
weils drei aus den Fragen, die sich auf das Bundesland
beziehen, in dem der Prüfungsteilnehmer wohnt. Die
Fragebögen werden nicht veröffentlicht.

(3) Der Einbürgerungstest ist bestanden, wenn unter
Aufsicht innerhalb von 60 Minuten mindestens 17 der
33 Fragen eines Fragebogens richtig beantwortet wor-
den sind.

(4) Über das Bestehen wird eine Bescheinigung
nach einheitlichem Vordruck ausgestellt. Sie gilt bei
Wohnsitzwechsel auch gegenüber der dann zuständi-
gen Behörde fort.

(5) Grundstruktur und Lerninhalte des Einbürge-
rungskurses ergeben sich aus dem Rahmencurriculum
in Anlage 2*), das für die Durchführung von Einbürge-
rungskursen verbindlich ist.

§ 2

Verfahren des Einbürgerungstests
unter Mitnutzung von Prüfstellen des Bundesamtes

(1) Für die technische Durchführung des bundesein-
heitlichen Einbürgerungstests können nach Maßgabe
von Verwaltungsvereinbarungen der Länder mit dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt)
die Prüfstellen genutzt werden, die dieses den Ländern
aus dem Kreis seiner Träger benennt, die es für seinen
eigenen Test zum Orientierungskurs nach der Integrati-
onskursverordnung zugelassen hat und bundesweit
vorhält. Das Bundesamt stellt pro Prüfungsteilnehmer
eine Kostenpauschale von 25 Euro in Rechnung.

(2) Im Verfahren nach Absatz 1 vereinbart die Per-
son, die den Einbürgerungstest ablegen möchte, mit
einer ihr von der zuständigen Einbürgerungsbehörde
benannten Prüfstelle einen Prüfungstermin unter An-
gabe der in § 4 Satz 1 genannten Daten. Ein Anbieter
eines Einbürgerungskurses, der nicht selbst zum Kreis
der vom Bundesamt zugelassenen Prüfstellen gehört,
kann für seine Teilnehmer einen kursbezogenen Prü-
fungstermin mit einer Prüfstelle vereinbaren.

(3) Die Prüfstelle erhält für jeden Prüfungsteilnehmer
einen der nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zugelassenen Frage-
bögen, der nicht mit denen anderer Prüfungsteilnehmer
desselben Prüfungstermins identisch ist. Die Identität
des Prüfungsteilnehmers ist anhand eines amtlichen
Identitätspapiers zu prüfen.

§ 3

Verfahren des
Einbürgerungstests über Landesstellen

In dem Fall, dass ein Land die gesamte technische
Durchführung des bundeseinheitlichen Einbürgerungs-
tests in seinem Zuständigkeitsbereich selbst mittels
seiner Behörden oder von ihm beauftragter Stellen or-
ganisiert, erhält es die nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zugelas-
senen Fragebögen und sorgt für den ordnungsgemä-
ßen Prüfungsablauf entsprechend § 2 Abs. 3 sowie für
die Testauswertung und die Ausstellung einer Beschei-
nigung nach einheitlichem Vordruck.

§ 4

Datenerhebung und -verarbeitung

Im Verfahren nach § 2 Abs. 1 darf das Bundesamt
über die Prüfstelle zum Zwecke der Durchführung des
Einbürgerungstests und der Ausstellung der Bescheini-
gung nach einheitlichem Vordruck Familiennamen, Vor-
namen, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift der
Prüfungsteilnehmer erheben und verwenden. Die Daten
sind spätestens zwei Jahre nach Ausstellung der Be-
scheinigung zu löschen.

§ 5

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. September 2008 in
Kraft.

Berlin, den 5. August 2008

D e r B u n d e sm i n i s t e r d e s I n n e r n
S c h ä u b l e

*) Die Anlagen 1 und 2 werden als Anlageband zu dieser Ausgabe des Bundesgesetzblatts ausgegeben. Abonnenten des Bundesgesetzblatts Teil I
wird der Anlageband auf Anforderung gemäß den Bezugsbedingungen des Verlags übersandt.
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